
Nachschlagewerk: ja
Amtliche Sammlung: ja
nur zu II 1 und II 4 der Gründe
BHAO § 7 Nr. 5
a) Die Hechtskraft einer gerichtlichen Entscheidung, durch 

die dem Bewerber die Zulassung nach § 5 Nr. 4 und 5 der 
Berliner BAO vom 6,5»1952 (GVB1 311) versagt worden ist, 
steht nach dem Inkrafttreten der BHAO einem neuen Zulas­
sungsantrag nicht entgegen, weil der Versagungsgrund 
jetzt anders gefaßt ist und für die Frage der Unwürdig- 
keif auch der Ablauf einer Beihe von Jahren nicht unbe­
achtet bleiben kann.

b) War ein ehrengerichtliches Verfahren durch eine Amnestie 
niedergeschlagen, so darf das damalige Verhalten des Zu­
lassungsbewerbers bei der Prüfung, ob er unwürdig ist, 
jedenfalls dann berücksichtigt werden, wenn er sich spä­
ter weiterer Verfehlungen schuldig gemacht hat.

BGH, Besohl, v« 6o Februar 1961 - AnwZ (B) 13/60 - BGH für
Hechtsanwälte bei dem Kam­
mergericht in Berlin -



AnwZ (B) 13/60

B e s  c h 1 u ß 
In der Zulassungssache

des früheren Rechtsanwalts Kurt R|itraße
in Bf

Antragstellers und Beschwerde­
führers ,

gegen

die Rechtsanwaltakammer vertreten durch ihrenPräsidenten, in IMHHHPstraße #,

Antragsgegnerin und Beschwerde­
gegnerin,

hat der Bundesgerichtshof, Senat für Anwaltssachen, 
am 6. Februar 1961 unter Mitwirkung des Senatspräsidenten 
Glanzmann, der Rechtsanwälte Pr« Pix, Pr- habil- Merkel 
und Pr- Wintzer und der Bundesrichter Börtzler, Kirchhof 
und Pr- Vogt nach mündlicher Verhandlung

beschlossen:

Pie sofortige Beschwerde gegen den auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 3* Oktober I960 
ergangenen Beschluß des Bhrengerichtshofs für 
Rechtsanwälte bei dem Kammergericht in Berlin 
wird zurückgewiesen-

Per Beschwerdeführer hat die der Beschwerde­gegnerin in diesem Rechtszuge erwachsenen Kosten 
zu tragen-

Per Geschäftswert wird auf 20 000 PM festge­
setzt-
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G r ü n d e :
I o

Io Der Beschwerdeführer war seit 1913 in Berlin 
als Rechtsanwalt zugelassen. Von 1922 bis 1927 war 
er auch Notar» Er übte den Beruf des Rechtsanwalts 
bis kurz vor Kriegsende im Jahre 1945 aus. Als er im 
Februar 1945 seine Wohnung und sein Büro in Berlin 
durch Bombeneinwirkung verloren hatte, begab er sich 
nach Thüringen.

Am 18= Hai 1945 bestätigte die örtliche amerika­
nische Militärregierung den Beschwerdeführer als 
Rechtsanwalt und Notar für den Mannsfelder Seekreis 
(Thüringen)o Gleichzeitig beauftragte sie ihn mit dem 
Aufbau des Amtsgerichts in Eisleben. Nachdem Thüringen 
aus der amerikanischen in die russische Verwaltung 
übergeben worden war, wurde der Beschwerdeführer am 
29» Oktober 1945 von dem Präsidenten der Provinz 
Sachsen mit Zustimmung der Sowjetischen Militärischen 
Administration zum Gerichtsrat ernannte In dieser 
Eigenschaft war er bei dem Amtsgericht in Eisleben bis 
zum 31° Dezember 1948 tätig. Zu diesem Tag wurde ihm 
das Dienstverhältnis von dem Justizminister des Lan­
des Sachsen-Anhalt gekündigt. Darauf begab er sich 
nach West-Berlin zurück.

2. Nach seiner Rückkehr nahm der Beschwerdefüh­
rer die anwaltliche Tätigkeit wieder auf und bemühte 
sich darum, als Rechtsanwalt in West-Berlin wieder 
zugelassen zu werden. Er stellte sich auf den Stand­
punkt, er sei nach wie vor Rechtsanwalt, dürfe sich 
im Rahmen des § 26 RAO 1878 betätigen und bedürfe nur 
nach § 15 RAO 1878 einer Zulassung zum Auftreten vor 
den Berliner Gerichten.
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a) Der Vorstand der Rechtsanwaitskammer Berlin 
und die LandesJustizverwaltung Berlin waren jedoch 
der Auffassung, der Beschwerdeführer habe durch die 
Ereignisse nach Kriegsende, insbesondere durch sein 
Tätigsein als Richter in Eisleben, die Zulassung 
zur Rechtsanwaltschaft verloren»

Mit Bescheid vom 21» Oktober 1949 eröffnete der 
Präsident des Kammergerichts dem Beschwerdeführer, 
daß für ihn nur eine Heuzulassung zur Rechtsanwalt- 
schaft in Betracht komme; den Antrag auf Heuzulas­
sung lehnte er nach § 5 Hr. 5 RAO 1878 ab. Dieser 
Versagungsbescheid wurde durch spätere Bescheide be­
stätigt und ergänzt. Gegen diese Bescheide rief der 
Beschwerdeführer auf Grund des § 16 der inzwischen 
in Kraft getretenen Berliner RechtsanwaltsOrdnung 
vom 6. Mai 1952 (GVB1 Berlin 1952, 311) die Entschei­
dung der Ehrengerichte an. Die Versagungsgründe der 
genannten Bescheide wurden durch Urteil des Ehren­
gerichts der Rechtsanwaltskammer Berlin vom 28. Okto­
ber 1952 und - auf die Berufung des Beschwerdeführers 
durch Urteil des EhrengerichtsSenats bei dem Kammer- 
gericht vom 25° Juni 1953 auf Grund des § 5 Nrn. 4 
und 5 BerlRAO für gerechtfertigt erklärt.

b) Am 17» September 1956 lehnte der Senator für 
Justiz in Berlin einen neuen Antrag des Beschwerde­
führers ab, der auf Zulassung bei dem Landgericht in 
Berlin und dem Kammergericht auf Grund des § 15 Berl- 
RAO sowie auf Bestätigung, im Rahmen des § 26 BerlRAO 
auftreten zu dürfen, gerichtet war. Dagegen erhob der 
Beschwerdeführer Klage im Verwaltungsstreitverfahren»
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Das Oberverwaltungsgericht Berlin wies als Berufungs­
gericht am 19* Mai 1958 die Klage als unbegründet 
ab. Das Urteil ist rechtskräftig»

3» Am 12o Dezember 1959 beantragte der Beschwerde­
führer erneut beim Senator für Justiz in Berlin seine 
V/iederzulassung zur BechtsanwaltSchaft, nunmehr auf 
Grund des § 6 BRAO.

Der Vorstand der Beschwerdegegnerin erstattete 
am 4° Februar I960 gemäß § 8 Abs» 2 BRAO sein Gutach­
ten dahin, daß der Zulassung der Versagungsgrund des 
§ 7 Nr» 5 BRAO entgegenstehe» Der Beschwerdeführer 
habe durch sein Verhalten in den letzten Jahren ge­
zeigt, daß er sich von seinem früheren Lebenswandel, 
der zura Verlust seines Amtes als Notar und zu mehr­
fachen ehrengerichtlichen Bestrafungen als Rechtsan­
walt geführt habe, nicht dauernd abgewandt habe» Seine 
Persönlichkeit biete demnach keine Gewähr für zuver­
lässige Berufsausübung und gewissenhafte Erfüllung 
der anwaltlichen Standespflichten.

Der Beschwerdeführer hat hiergegen nach § 9 
Abs. 2, § 38 Abs. 1 und 2 BRAO gerichtliche Entschei­
dung durch den Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte 
bei dem Kammergericht in Berlin beantragt. Der Ehren­
gerichtshof hat durch seinen auf Grund mündlicher Ver­
handlung vom 3« Oktober I960 erlassenen Beschluß den 
Antrag des Beschwerdeführers als unbegründet zurück­
gewiesen und festgestellt, daß der vom Vorstand der 
Beschwerdegegnerin in dem Gutachten vom 4» Februar 
I960 angeführte Versagungsgrund vorliege.

Gegen diesen, dem Beschwerdeführer am 29» Oktober 
I960 zugestellten Beschluß richtet sich die sofortige 
Beschwerde.
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II.

Die sofortige Beschwerde ist zulässig, aber 
nicht begründete

1. Mit Recht hat der Ehrengerichtshof den am 
12» Dezember 1959 gestellten neuen Y/iederzulassungs- 
antrag des Beschwerdeführers als zulässig erachtet, 
obwohl die Versagung der Wiederzulassung durch das 
rechtskräftige Urteil des Ehrengerichtssenats bei 
dem Kammergerieht vom 25. Juni 1953 bestätigt worden 
war6 In diesem Urteil hat nämlich der Ehrengerichts- 
Senat nur entschieden, daß dem Beschwerdeführer nach 
den Urne 4 und 5 des § 5 der Berliner Rechtsanwalts­
ordnung die Wiederzulassung zu Recht versagt worden 
ist» Die nunmehr maßgebende Bundesrechtsanwaltsord- 
nung hat die Versagungsgründe der Rechtsanwaltsord- 
nung 1878 und der Berliner Rechtsanwalts Ordnung nur 
mit Einschränkungen übernommen und teilweise umgestal­
tet » Die Nr» 5 des § 7 BRAO weicht ihrer Wortfassung 
und auch ihrem Inhalt nach von den Nrn» 4 und 5 des 
§ 5 BerlRAO ab» Zudem hängt die Entscheidung nach § 7 
Nr» 5 BRAO davon ab, ob das Verhalten des Bewerbers 
ihn im gegenwärtigen Zeitpunkt unwürdig erscheinen 
läßt, den Beruf eines Rechtsanwalts auszuüben» Der 
Ablauf einer Reihe von Jahren seit dem Eintritt der 
Rechtskraft einer früheren ehrengerichtlichen Ent­
scheidung, die damals den Versagungsgrund des § 7 
Nr» 5 BRAO oder der entsprechenden Vorschrift der frü­
heren Fassungen der Rechtsanwaltsordnung als gegeben 
festgestellt hatte, kann daher nicht unbeachtet blei­
ben»



6

Der Beschwerdeführer kann sonach verlangen, daß 
darüber entschieden wird, ob der Versagungsgrund des 
§ 7 Nr«, 5 BRAO seinem erneuten Zulassungsantrag ent­
gegensteht »

2» Der Beschwerdeführer verharrt auch jetzt 
noch auf dem Standpunkt, seine Zulassung zur Rechts­
anwaltschaft sei durch die Ereignisse der Nachkriegs­
zeit nicht berührt worden, er sei also bis jetzt un­
unterbrochen Rechtsanwalt geblieben» Damit kann er 
aber kein Gehör finden»

Gerade um diese Präge ging es nämlich in dem 
Verwaltungsstreitverfahren, welches der Beschwer­
deführer gegen den Senator für Justiz in Berlin in 
die V/ege leitete, nachdem dieser am 17«, September 1956 
seinen Antrag auf Zulassung bei Berliner Gerichten 
nach § 15 BerlRAO und auf Bestätigung, im Rahmen 
des § 26 BerlRAO auftreten zu dürfen, abgelehnt hatte« 
Das Oberverwaltungsgericht Berlin hat mit seinem Be­
rufungsurteil vom 19« Mai 1958 die Klage des Beschwer­
deführers mit der Begründung abgewiesen, daß seine 
Zulassung als Rechtsanwalt in Berlin erloschen sei 
und daß er auch die Zulassung bei einem anderen deut­
schen Gericht, insbesondere in Eisleben für den 
Mannsfelder Seekreis, nicht mehr besitze» Dieses Ur­
teil ist rechtskräftig geworden» Die Rechtskraft 
steht einer erneuten Untersuchung der maßgebenden 
Frage entgegen»

5« Für die Beurteilung des nach § 7 Nr» 5 BRAO 
maßgebenden Verhaltens des Beschwerdeführers sind 
die nachstehenden, von ihm ausnahmslos zugegebenen 
•Tatsachen von Bedeutung»



a) In der Zeit vor 1945 machte sich der Beschwer­
deführer wiederholt als Hechtsanwalt und Notar ver­
schiedener Dienstvergehen schuldig,

aa) Im Jahre 1927 wurde er durch Urteil des Diszi­
plinargerichts heim Kammergericht in Berlin mit dem 
Verlust des Amtes als Notar bestraft, weil er eine 
von ihm aufgenommene Urkunde nachträglich mit einem 
falschen Datum versehen hatte sowie weil er zum Zwecke 
des Glücksspiels Darlehen aufgenommen und bei der 
Rückforderung durch die Gläubigex1 in verschiedenen 
Fällen den Spieleinwand erhoben hatte,

bb) Im Jahre 1929 wurde dem Beschwerdeführer eine 
ernstliche Mißbilligung erteilt, weil er sich weiter­
hin unbefugt als Notar bezeichnet hatte,

cc) Im selben Jahre erhielt er durch ehrengericht­
liches Urteil eine Geldstrafe von 500 HM, weil er 
Spielschulden gemacht und in unwürdiger Weise sich 
gegen den Anwaltsstand sowie gegen das Ansehen seiner 
Berufsgenossen vergangen hatte,

dd) Im Jahre 1934 erhielt der Beschwerdeführer 
eine weitere ernstliche Mißbilligung, weil er einbe­
haltene Versicherungsbeiträge seiner Angestellten 
nicht abgeführt hatte,

ee) Am 2, Juli 1936 wurde der Beschwerdeführer 
mit einem Verweis und 5 000 HM Geldstrafe bestraft, 
weil er aus Gewinnsucht in standeswidriger Weise mit 
zum Teil unlauteren Mitteln sich Honorare und Gebüh­
ren verschafft hatte. Das Ehrengericht hat in diesem 
Urteil von der Ausschließung des Beschwerdeführers
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von der Anwaltschaft nur deshalb abgesehen, well es 
davon ausging, der Beschwerdeführer habe infolge 
seiner durch Spielschulden zerrütteten Vermögensver­
hältnisse und aus Sorge um den Unterhalt seiner mehr­
köpfigen Familie offenbar die Überlegung und das rich­
tige Maß verloren« Es hat eine hemmungslose Sucht des 
Beschwerdeführers, unter Außerachtlassung aller stan­
desrechtlichen Rücksichten Geld zu verdienen, und da­
mit ein unwürdiges und unlauteres Verhalten des Be­
schwerdeführers festgestellt und ihm angedroht, daß 
ein neuer, wenn auch nur geringfügiger Verstoß gegen 
seine Pflichten bei der Schwere der ihm bereits zur 
Last liegenden Verstöße ohne weiteres zum Ausschluß 
führen müsse.

ff) Im Jahre 1939 verstieß der Beschwerdeführer 
erneut in mehreren Fällen erheblich gegen seine an­
waltlichen Berufspflichten; so beging er eine Ge­
bührenüberhebung, die den Tatbestand des Betrugs 
streifte, und ähnliche Verfehlungen. Bas Ehrengericht 
der Rechtsanwaltskammer Berlin verurteilte ihn des­
wegen am 23» Januar 1940 zur Ausschließung aus der 
Rechtsanwaltschaft. Bieses Urteil wurde auf die Be­
rufung des Beschwerdeführers durch den Ehrengerichts­
hof der Reichsrechtsanwaltskammer am 3. März 194*1 
aufgehoben, und das Verfahren wurde auf Grund des 
Gnadenerlasses für Rechtsanwälte und Notare vom 
30. November 1939 (RGBl I S. 2342) eingestellt. Ber 
Ehrengerichtshof führte dabei unter Bezugnahme auf 
die dem Beschwerdeführer in dem Urteil vom 2. Juli 
1936 erteilte Warnung und Androhung des Ausschlus­
ses aus der Anwaltschaft aus, er habe von einem sol­
chen Ausschluß nur deshalb Abstand genommen, weil
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er auf Grund des persönlich gewonnenen Eindrucks den 
Ausführungen des Beschwerdeführers geglaubt habe, 
dieser habe sich in den letzten Jahren keine neuen 
Verstöße gegen die Standespflichten zuschulden kom­
men lassen und er verspreche, sich künftig jede er­
denkliche Mühe zu geben, neue Standeswidrigkeiten 
zu vermeiden»

b) Nach seiner Rückkehr nach Berlin im Jahre 1949 
betätigte sich der Beschwerdeführer alsbald wieder 
als Rechtsanwalt, obwohl er die Zulassung nicht be­
saß» Er setzte diese Tätigkeit auch fort, nachdem 
sein Zulassungsantrag vom Präsidenten des Kammerge­
richts am 21» Oktober 1949 abgelehnt worden war» Er 
trat vor den Berliner Gerichten als Rechtsanwalt auf, 
reichte bei ihnen Schriftsätze ein, warb um Mandan­
ten und übernahm Mandate» Dies tat er selbst dann 
noch, nachdem er vom Präsidenten des Kammergerichts 
mit Schreiben vom 30» Januar 1950 nachdrücklich auf 
die strafrechtlichen Folgen seines Verhaltens hinge­
wiesen worden war»

So kam es dazu, daß ihn das Landgericht in Berlin 
am 31° März 1950 wegen Amtsanmaßung in Tateinheit 
mit unbefugter Führung von Amts- und Dienstbezeich­
nungen und mit verbotener Ausführung der Rechtsbera­
tung zu einer Geldstrafe von 300 DM verurteilte»
Dieses Urteil wurde dadurch rechtskräftig, daß das 
Kammergericht mit Urteil vom 30» August 1950 die Re­
vision des Beschwerdeführers verwarf»

Weil er auch weiterhin die Rechtsberatung unbe­
fugt ausübte, wurde er schließlich am 17» Januar 1956
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vom Schöffengericht Tiergarten in Berlin nochmals 
zu einer Geldstrafe von 300 DM verurteilte Auch 
dieses Urteil wurde rechtskräftige

c) Schon bald nach seiner Rückkehr nach Berlin 
geriet der Beschwerdeführer in wirtschaftliche Be­
drängnis. So blieb er in den Jahren -1949/50 die 
MietZahlungen für seine Wohnung bis, zura Betrag von 
2 210 DM schuldig; das führte 2u einer Zahlungs- und 
Räumungsklage gegen ihn. Im Juni 1953 betrugen seine 
Gesamtschulden über 7 000 DM. In dieser Lage ließ 
er sich wieder zum Glücksspiel hinreißen. Von 1951 
bis 1955 besuchte er häufig Spielkasinos. Im Januar 
1952 verspielte er in wenigen Tagen über 500 DM. Um 
diese Zeit gab er, um das Glücksspielvfortsetzen .zu 
können, dem Inhaber eines Spielkasinos ungedeckte 
Schecks im Betrage von 270 DM in Zahlung; dabei 
will er allerdings den Empfänger der Schecks auf die 
mangelnde Deckung aufmerksam gemacht haben.

4. Der Beschwerdeführer vertritt unter Hinweis 
auf eine Entscheidung des Ehrengerichtshofs Koblenz 
(EGH III, 64) die Auffassung, diejenigen Verfehlun­
gen, die dazu führten, daß ihn das Ehrengericht der 
Rechtsanv/altskammer Berlin im Jahre 1940 im ersten 
Rechtszug zur Ausschließung von der Rechtsanwalt­
schaft verurteilte, dürften nicht mehr zu seinem 
Nachteil berücksichtigt werden, nachdem das Verfah­
ren auf Grund Gnadenerlasses eingestellt wurde.

Diese Auffassung, die zu derjenigen des Ehren­
gerichtshofs beim Reichsgericht im Widerspruch steht 
(vgl. EGH 26, 5? 17/18; 27? 5)? ist unrichtig.
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Der letztgenannte Gerichtshof war der Auffas­
sung, daß auch nach der Begnadigung der dem frühe­
ren Urteil zugrunde liegende Sachverhalt bei der 
Entscheidung über eine Wiederzulassung zur Rechts­
anwaltschaft selbst dann berücksichtigt werden dürfe 
und müsse, wenn außer diesem Sachverhalt dem Antrag­
steller keine v/eiteren Verfehlungen zur Last gelegt 
werden könnten. Ob dieser Auffassung in vollem Um­
fang zugestinmt werden könnte, braucht hier nicht 
entschieden zu werden. Jedenfalls dann, wenn der 
Antragsteller außer den unter die Begnadigung fal­
lenden sich weitere Verfehlungen . hat zuschulden 
kommen lassen, können dem Antrag auf WiederZulassung 
zur Rechtsanwaltschaft neben den v/eiteren auch die 
im früheren Ausschlußurteil berücksichtigten Ver­
fehlungen entgegengehalten werden. Das ergibt sich 
daraus, daß mit der Begnadigung die Tatsache, daß 
sich der Antragsteller früher verfehlt hat, nicht 
ungeschehen gemacht werden kann. Bei der Prüfung, ob 
ein Antragsteller sich eines Verhaltens schuldig ge­
macht hat, das ihn des Berufs eines Rechtsanwalts 
unwürdig erscheinen läßt, muß aber das bisherige Ver­
halten in seiner Gesamtheit berücksichtigt werden 
(vgl. auch die zustimmende Meinung von Friedlaender, 
RAO 1878 3o Aufl. § 3 Anm. 45 Fußnote 48 b, und von 
Kalsbach, BEAO § 7 Anm. 5 III c S.. 32 unten).

5c Nach alldem tritt der Senat der Auffassung 
des Ehrengerichtshofs bei, daß der Versagungsgrund des 
§ 7 Nr. 5 BRAO der Zulassung des Beschwerdeführers 
zur Rechtsanwaltschaft entgegensteht.

Der Beschwerdeführer hat sich in den Jahren 1927 
bis 1939 mehrerer, zum Teil schwerwiegender Verfeh-
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lungen schuldig gemacht, die zu Mißbilligungen, 
Verweisen und Geldstrafen und zum Verlust des Notar­
amts geführt haben und beinahe in den Jahren 1940/41 
zum Ausschluß aus der Rechtsanwaltschaft geführt 
hätten.» Obwohl er bereits im Jahre 1929 wegen sei­
ner Spielleidenschaft und des damit zusammenhängen­
den unwürdigen Verhaltens im ehrengerichtlichen 
Verfahren bestraft worden war, hat er sich auch nach 
dem Kriege wieder dem Glücksspiel hingegeben« Daß er 
deswegen gespielt hat, weil er hoffte, mit Spiel­
gewinnen seiner und seiner Familie Notlage abhelfen 
zu können, mag ihm geglaubt werden* Gerade dadurch 
aber, daß er in äußerst bedrängter wirtschaftli­
cher Lage seine' letzten Mittel dem Glücks,spiel gewid­
met hat, hat er erneut seinen Leichtsinn und sein 
mangelndes Verantwortungsbev/ußtsein bewiesene Las 
Hingeben ungedeckter Schecks an den Inhaber eines 
Spielkasinos, nur um das Glücksspiel fortsetzen zu 
können, ist auch dann als standesunwürdig anzusehen, 
wenn er wirklich den Empfänger der Schecks auf die 
mangelnde Leckung aufmerksam gemacht haben sollte« 
Wie der Beschwerdeführer schon im Jahre 1929 ehren­
gerichtlich bestraft werden mußte, weil er sich nach 
dem Verlust seines Notaramtes weiterhin als Notar 
bezeichnete, so hat er sich neuerdings Jahre hin­
durch unbefugt als Rechtsanwalt betätigt, obwohl er 
auf das Unerlaubte und Strafbare dieses Verhaltens 
nicht nur durch Verfügungen der Rechtsanwaltskammer 
und der Landesjustizverwaltung, sondern auch durch 
Gerichtsurteile nachdrücklich hingewiesen worden 
war«

Lie Verfehlungen des Beschwerdeführers ziehen 
sich somit, wie der Ehrengerichtshof zutreffend aus
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geführt hat, durch viele Jahrzehnte seines Lebens 
bis in die jüngste Vergangenheit hin» Sie zeigen, 
daß er auch in seinem Alter die Hemmungslosigkeit, 
die ihn über Gesetz und Recht hinweggehen läßt, 
nicht aufgegeben hat»

Der Beschwerdeführer hat sich somit eines Ver­
haltens schuldig gemacht, das ihn auch jetzt unwür­
dig erscheinen läßt, den Beruf eines Rechtsanwalts 
auszuüben.

Die sofortige Beschwerde muß daher zurückgevvie- 
sen werden.

6. Im Kostenpunkt beruht die Entscheidung auf 
§ 42 Abso 6 Satz 2 BRAO i.ty mit § 13 a Abs» 1 Satz ; 
F GG.

Die Festsetzung des Geschäftswerts gründet sich 
auf § 202 Abs. 2 BRAO, § 30 Abs. 3 KostO.

Glanzmann Br 
Börtzler
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Kirchhof Br.

Br. Wintzer 
Vogt


